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Mitteilung über den Ausgang von Verfahren, über die die Staatsanwaltschaft 
Lübeck durch Pressemitteilungen informiert hat 

 
 
Pressemitteilung vom 20.02.2018 
Anklage gegen Briefkastenentleerer erhoben 
 
Der Angeklagte ist durch rechtskräftiges Urteil des Amtsgerichts Oldenburg vom 
18.09.2018 wegen Verletzung des Postgeheimnisses in Tateinheit mit Unterschlagung 
in 23 Fällen zu einer Gesamtgeldstrafe von 250 Tagessätzen zu je 10,00 EUR verurteilt 
worden. 
 
 
Pressemitteilung vom 08.10.2018 
Staatsanwaltschaft erhebt Anklage wegen Vergewaltigung in Lübeck in vier Fällen 
 
Der Angeklagte ist durch rechtskräftiges Urteil des Landgerichts Lübeck vom 14.02.2019 
wegen Vergewaltigung in Tateinheit mit vorsätzlicher Körperverletzung in 2 Fällen,  
versuchter Vergewaltigung in Tateinheit mit vorsätzlicher Körperverletzung sowie  
versuchter Vergewaltigung zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 8 Jahren und 3 Monaten 
verurteilt worden. 
 
 
Pressemitteilung vom 28.11.2018  
Messerattacke im Linienbus in Lübeck Kücknitz - Staatsanwaltschaft reicht  
Antragsschrift im Sicherungsverfahren beim Landgericht Lübeck ein 
 
Das Landgericht Lübeck hat durch rechtskräftiges Urteil vom 08.03.2019 dem Antrag 
der Staatsanwaltschaft entsprechend die Unterbringung des Beschuldigten in einem 
psychiatrischen Krankenhaus gemäß § 63 StGB angeordnet. Es hat in seinem Urteil 
festgestellt, dass der Beschuldigte mit natürlichem Vorsatz und rechtswidrig handelnd 
tateinheitlich einen versuchten Mord durch Verwendung eines gemeingefährlichen  
Mittels zum Nachteil der 48 Businsassen, eine schwere Brandstiftung, eine besonders 
schwere Brandstiftung, eine versuchte Brandstiftung mit Todesfolge, achtfache gefähr-
liche Körperverletzung mittels Werkzeug und davon in vier Fällen auch mittels einer das 
Leben gefährdendem Behandlung und vierfache Körperverletzung begangen hat.  
Darüber hinaus hat es festgestellt, dass der Beschuldigte auf Grund einer krankhaften 
seelischen Störung zum Tatzeitpunkt schuldunfähig war. 
 
 
Pressemitteilung vom 28.12.2018  
Staatsanwaltschaft erhebt Anklage wegen Serie von 41 Fahrzeugdiebstählen 
 
Gegen den jüngeren der beiden Angeklagten hat das Landgericht Lübeck durch rechts-
kräftiges Urteil vom 26.02.2019 eine Gesamtfreiheitsstrafe von 4 Jahren und 9 Monaten 
wegen Diebstahls in 29 Fällen, versuchten Diebstahl in sechs Fällen und Hehlerei ver-
hängt sowie die Einziehung von Wertersatz in Höhe von 444.000,00 EUR angeordnet. 
Der ältere Angeklagte ist durch dasselbe Urteil wegen Diebstahls in acht Fällen,  
versuchten Diebstahls und Hehlerei in zwei Fällen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von  
2 Jahren und 3 Monaten verurteilt worden. Darüber hinaus hat das Landgericht die Ein-
ziehung von Wertersatz in Höhe von 72.000,00 EUR gegen den Angeklagten verhängt. 
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Pressemitteilung vom 17.01.2019  
Raubüberfall auf Juwelier in Timmendorfer Strand 
 
Das Ermittlungsverfahren gegen den 40-jährigen Beschuldigten ist an die Staatsanwalt-
schaft II des Kantons Zürich abgegeben worden. 
 
Ein zweiter Tatverdächtige befindet sich noch in der Schweiz in Untersuchungshaft.  
Es ist beabsichtigt, nach Abschluss des Verfahrens dort seine Auslieferung nach 
Deutschland zum Zwecke der Verfolgung der hier verfahrensgegenständlichen Tat zu 
betreiben. 
 
 
Pressemitteilung vom 14.05.2019  
Anklageerhebung gegen drei Eutiner Polizeischüler 
 
Gegen den 24 Jahre alten Angeklagten hat das Amtsgericht Eutin durch rechtskräftiges 
Urteil vom 16.09.2019 eine Verwarnung mit Strafvorbehalt in Höhe von 90 Tagessätzen 
zu je 40,00 EUR verhängt. Die Bewährungszeit beträgt 2 Jahre. Das Verfahren gegen 
die zur Tatzeit noch heranwachsenden Angeklagten ist nach § 47 des Jugendgerichts-
gesetzes (JGG) eingestellt worden, gegen den einen Angeklagten ohne Auflage (§ 47 
Abs. 1 Nr. 2 JGG), gegen den anderen Angeklagten mit der Auflage der Erbringung von 
40 Stunden gemeinnütziger Arbeit (§ 47 Abs. 1 Nr. 3 JGG). 
 
 
Pressemitteilung vom 29.05.2019  
Tod eines Patienten nach Fixierung im Krankenhaus - Staatsanwaltschaft erhebt 
Anklage 
 
Das Landgericht Lübeck hat die Eröffnung des Hauptverfahrens mit Beschluss vom 
27.06.2019 abgelehnt, weil es eine Verurteilung hinsichtlich keines der Angeschuldigten 
als wahrscheinlich ansah. Die gegen diese Entscheidung erhobene sofortige  
Beschwerde der Staatsanwaltschaft hat das Schleswig-Holsteinische Oberlandes- 
gericht mit Beschluss vom 27.09.2019 als unbegründet verworfen. 
 
 
Pressemitteilung vom 10.07.2019  
Geiselnahme in der Justizvollzugsanstalt Lübeck 
 
Der Angeklagte ist durch Urteil des Landgerichts Lübeck vom 18.03.2020 wegen  
Geiselnahme zu einer Freiheitsstrafe von 9 Jahren verurteilt worden. Darüber hinaus 
hat das Landgericht die Maßregel der Sicherungsverwahrung gegen den Angeklagten 
verhängt. Das Urteil ist rechtskräftig. 
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Pressemitteilung vom 13.02.2020 
Anklageerhebung wegen Verdachts des versuchten Mordes und der Vergewalti-
gung im Verschleppungsfall 
 
Der Angeklagte ist durch Urteil des Landgerichts Lübeck vom 12.06.2020 wegen  
versuchten Mordes, Vergewaltigung und Freiheitsberaubung zu einer Gesamtfreiheits-
strafe von 12 Jahren verurteilt worden. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 
 
 
Pressemitteilung vom 05.09.2019 
Anklageerhebung wegen Verdachts des Mordes gegen Ex-Lebensgefährten von 
Ivonne Runge 
 
Der Angeklagte ist durch Urteil des Landgerichts Lübeck vom 21.04.2020 wegen Mordes 
zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt worden. Das Urteil ist rechtskräftig. 
 
 
Pressemitteilung vom 11.10.2019 
Anklage gegen zehn Personen wegen Bildung einer kriminellen Vereinigung,  
bandenmäßiger Steuerhinterziehung, Geldwäsche u. a. 
 
Der in der Pressemitteilung genannte seinerzeit 50-jährige Vater ist durch Urteil des 
Landgerichts Lübeck vom 12.06.2020 u. a. wegen Nötigung und Geldwäsche zu einer 
Gesamtfreiheitsstrafe von neun Monaten verurteilt worden, deren Vollstreckung zur  
Bewährung ausgesetzt worden ist. Das Urteil ist rechtskräftig. 
 
Der zum Zeitpunkt der Pressemitteilung 26-jährige Sohn des angeklagten Ehepaares ist 
durch Urteil des Landgerichts Lübeck vom 06.04.2020 wegen räuberischer Erpressung, 
gefährlicher Körperverletzung in Tateinheit mit Sachbeschädigung, versuchter Nötigung 
sowie Körperverletzung in zwei Fällen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von fünf Jahren 
verurteilt und die Einziehung von 50.000,00 EUR Wertersatz angeordnet worden. 
Das Urteil ist rechtskräftig. 
 
Das Verfahren gegen den zum Zeitpunkt der Pressemitteilung 21-jährigen Sohn des 
angeklagten Ehepaares ist durch Beschluss des Landgerichts Lübeck vom 08.06.2020 
gemäß § 153a Abs. 2 StPO gegen Zahlung einer Auflage in Höhe von 750,00 EUR an 
die Landeskasse eingestellt. 
 
Mit Blick auf den zum Zeitpunkt der Pressemitteilung 47 Jahre alten Kieler hat das Land-
gericht Lübeck mit Urteil vom 28.08.2020 wegen Steuerhinterziehung in 15 Fällen eine 
Gesamtgeldstrafe von 120 Tagessätzen zu je 10,00 EUR verhängt. Dem jüngeren Kieler 
Angeklagten (seinerzeit 21 Jahre alt) wurde wegen Steuerhinterziehung in 15 Fällen 
nach Jugendstrafrecht auferlegt, 750,00 EUR an eine gemeinnützige Einrichtung zu 
zahlen. Die Urteile sind rechtskräftig. 
 
Hinsichtlich der weiteren fünf Angeklagten ist das Verfahren durch das Landgericht 
Flensburg übernommen worden (107 Js 25113/20 HW) und noch nicht abgeschlossen. 
 


